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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 14 AS 309/13 S 
 
L 13 SF 4127/13 AB (LSG Baden-Württemberg) 
S 14 AS 2418/13 (SG Freiburg) 
 
L 13 SF 4128/13 AB (LSG Baden-Württemberg) 
S 14 AS 4189/13 (SG Freiburg) 
 
 
…………………………………………………, 
 
 
 Klägerin, Antragstellerin  

und Beschwerdeführerin, 
 
 

g e g e n 
 
 
Jobcenter Landkreis Lörrach, 
Brombacher Straße 2, 79539 Lörrach, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

 

Der 14. Senat des Bundessozialgerichts hat am 8. November 2013 durch den  

Vorsitzenden Richter   E i c h e r    sowie die Richter   Prof.  Dr.  B e c k e r    und  

Dr.  F l i n t   

beschlossen:  

 

Die Verfahren - B 14 AS 309/13 S und B 14 AS 310/13 S - werden zur gemeinsamen 

Entscheidung verbunden; führend ist das Verfahren B 14 AS 309/13 S.  

 

Die Anträge der Klägerin, ihr zur Durchführung der Beschwerdeverfahren gegen die Beschlüsse 

des Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 9. Oktober 2013 - L 13 SF 4127/13 AB und 

L 13 SF 4128/13 AB - Prozesskostenhilfe zu bewilligen, werden abgelehnt. 
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Die Beschwerden der Klägerin gegen die bezeichneten Beschlüsse werden als unzulässig ver-

worfen.  

 

Außergerichtliche Kosten der Beschwerdeverfahren sind nicht zu erstatten.  

 

 

 

G r ü n d e : 

 

Das Landessozialgericht (LSG) Baden-Württemberg hat durch Beschlüsse vom 9.10.2013 die 

Beschwerden der Klägerin "wegen der geltend gemachten Ablehnung der Richterin       W. 

wegen der Besorgnis der Befangenheit" als unstatthaft verworfen. In den Beschlüssen hat das 

LSG darauf hingewiesen, dass diese nicht mit der Beschwerde anfechtbar sind. Gegen diese 

Entscheidungen des LSG hat die Klägerin selbst mit Schreiben ihres Bevollmächtigten vom 

11.10.2013 und 12.10.2013, die an das Bundessozialgericht weitergeleitet wurden, für die Klä-

gerin "Verfahrensrüge, Beschwerde, Rechtsbeschwerde und Dienstbeschwerde" eingelegt und 

beantragt, ihr für die Durchführung der Verfahren Prozesskostenhilfe (PKH) zu bewilligen. 

 

Der Klägerin steht PKH nicht zu; denn die beabsichtigte Rechtsverfolgung hat keine hinrei-

chende Aussicht auf Erfolg (§ 73a Abs 1 Sozialgerichtsgesetz <SGG>, § 114 Zivilprozessord-

nung). Die Beschlüsse des LSG sind nach § 177 SGG nicht mit der Beschwerde an das BSG 

anfechtbar.  

 

Die schon deshalb erforderliche Verwerfung der Rechtsmittel der Klägerin erfolgt ohne Beteili-

gung der ehrenamtlichen Richter in entsprechender Anwendung des § 169 SGG.  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG.  
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